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Stuttgart, den 04.09.2025 

Stellungnahme zur Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums zur För-

derung eines Fachdienstes Sprache zur fachlichen Beratung und Prozessbe-

gleitung von Kindertageseinrichtungen im Bereich Sprache (Fachdienst 

Sprache - VwV) 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Lang, 

vielen Dank für die Möglichkeit einer Stellungnahme. 

Die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg begrüßt die ge-

plante Förderung eines Fachdienstes Sprache. Positiv hervorzuheben ist da-

bei die klare Definition des Zuwendungszieles: Die Träger eines Fachdiens-

tes Sprache sollen Zuwendungen erhalten, die den Auf- und Ausbau sowie 

die Aufrechterhaltung von Strukturen der fachlichen Beratung und Prozess-

begleitung sowie die Durchführung der fachlichen Beratung und Prozessbe-

gleitung im Bereich Sprache unterstützen.  

Mit Blick auf die alltagsintegrierte Sprachförderung von Kitakindern, die wir 

für zentral halten, ist der Fachdienst Sprache ein wichtiger Baustein, der 

sehr positiv zu bewerten ist. 

Umso irritierter sind wir als Liga-BW, dass wir als eine der größten Träger-

gruppen strukturell von einer aktiven Gestaltung dieses Fachdienstes Spra-

che ausgeschlossen werden. Der im Abschnitt 8.4 Auswahlverfahren vorge-

sehene Vorrang der öffentlichen Träger vor freien Trägern ist weder juris-

tisch noch fachlich begründet. Der geplante Vorrang widerspricht dem SGB 

VIII, wo in § 4 SGB VIII die Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit 

der freien Jugendhilfe klar geregelt ist:  

(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum Wohl jun-

ger Menschen und ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. 

Sie hat dabei die Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielsetzung 

und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organi-

sationsstruktur zu achten. 
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Mit diesem gesetzeswidrigen Vorrang geht eine Diskriminierung/ Wettbe-

werbsverzerrung einher, die zudem dem Subsidiaritätsgebot völlig entge-

gensteht. Laut Auskunft des KVJS sind – Stand August 2025 – 71 % der Kita-

Träger freie Kita-Träger und lediglich 29 % öffentliche Träger (2309 freie Trä-

ger und 951 öffentliche Träger).  

Wir fordern nachdrücklich die Streichung dieses Vorrangs. Es muss eine Re-

gelung gefunden werden, die in einem diskriminierungsfreien Wettbewerb 

öffentlichen sowie freien Trägern die gleichen Möglichkeiten bietet, sich zu 

bewerben. 

Neben dieser grundsätzlichen Kritik möchten wir nachfolgend zu weiteren 

Abschnitten des VwV-Entwurfs Stellung nehmen, da auch wir uns einen Er-

folg des Fachdienstes Sprache wünschen.   

Konkret möchten wir folgende Ergänzungen und Anpassungen anregen:  

Zu 2. Zweck der Zuwendungen 

Die Definition des Zuwendungszwecks: „Landkreise, Träger von Kinderta-

geseinrichtungen und entsprechende Trägerverbände sollen für einen Fach-

dienst Sprache Zuwendungen erhalten, die den Auf- und Ausbau sowie die 

Aufrechterhaltung von Strukturen der fachlichen Beratung und Prozessbe-

gleitung im Bereich Sprache unterstützen“ ist ausdrücklich zu begrüßen.  

Diese Zielformulierung findet sich jedoch im entsprechenden Abschnitt 

Zweck der Zuwendungen nicht wieder. Dort ist lediglich von Zuwendungen 

für Kosten für die Beschäftigung von Personen als Fachdienst Sprache die 

Rede. Wir regen daher an, die in der Zieldefinition enthaltene umfassendere 

Formulierung auch in diesem Abschnitt zu übernehmen. 

Zu 4.3. Zuwendungsvoraussetzungen 

Der Fachdienst Sprache sollte u.E. auch anderen als den bisher in 4.3.1 vor-

gesehenen Studiengängen offenstehen. Wir regen aus fachlichen Gründen 

die Aufnahme des Studiengangs Sozialpädagogik an, auch geistes- oder so-

zialwissenschaftliche Studiengänge sollten möglich sein.  

Zudem halten wir es für erforderlich, dass alle Absolvent:innen über ein-

schlägige Praxiserfahrung in einer Kindertageseinrichtung oder einem ver-

gleichbaren Berufsfeld der frühkindlichen Bildung verfügen müssen. Wir 

schlagen deshalb für alle in 4.3.1. aufgelisteten und von uns ergänzten Stu-

diengänge vor, eine zweijährige Berufserfahrung als Mindestanforderung 

vorauszusetzen. 

Zu 6. Bemessungsgrundlage  

In diesem Abschnitt wird die Bemessungsgrundlage der Personalkosten de-

finiert.  
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Wir regen an, auch die Bemessungsgrundlage der Sach- und Gemeinkosten, 

gleichwohl sie bereits in 5.2 genannt sind, hier aufzuführen: „Für die pro-

jektbezogenen Sachausgaben und Gemeinkosten wird eine Pauschale von 

15 % der zuwendungsfähigen Personaleinzelkosten gewährt.“ 

Zu 8.2. Antragsstellung, Auswahlverfahren 

Die VwV sieht gegenwärtig nur einen möglichen Antragstermin pro Jahr vor 

(„... spätestens bis zum 15. November 2025 …  Für die Kita-Jahre ab 2026 

muss der digitale Förderantrag spätestens bis zum 1. September des jeweili-

gen Kalenderjahres vorliegen.“).  

In den bisherigen Diskussionen war in der Umsetzung des stufenweisen 

Ausbaus auch von unterjähriger Antragstellung die Rede gewesen. Wir 

schlagen vor, dass mindestens einmal unterjährig Anträge gestellt werden 

können und halten den 1. März des jeweiligen Kalenderjahres für gut geeig-

net.   

Zu 8.4. Antragsstellung, Auswahlverfahren 

Wie bereits eingangs aufgeführt, ist der in diesem Abschnitt vorgesehene 

Vorrang der öffentlichen Träger, der da lautet „Gehen mehr Anträge ein, als 

bewilligt werden können, erhalten die Anträge der Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe (Land- und Stadtkreise) Vorrang gegenüber den Anträgen der 

Gruppe der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und der Fachver-

bände“, weder juristisch noch fachlich begründet 

Der geplante Vorrang der öffentlichen Träger vor den Trägern der Freien 

Wohlfahrtspflege und den Fachverbänden widerspricht dem SGB VIII, wo in 

§ 4 SGB VIII die Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien 

Jugendhilfe klar geregelt ist.  

Mit dem geplanten Vorrang geht eine Diskriminierung/ Wettbewerbsverzer-

rung einher, die zudem dem Subsidiaritätsgebot völlig entgegensteht. Wir 

fordern deshalb ausdrücklich die Streichung dieser Passage.  

Zu 9.3. Bewilligung und Auszahlung 

Den Zeitpunkt der Auszahlung der Fördermittel halten wir mit Blick auf 

kleine Träger für problematisch. Laut Entwurf erfolgt die Auszahlung am 1. 

März mit 80 % der Fördersumme, die restlichen 20 % nach Vorlage und Prü-

fung des Verwendungsnachweises. Diese Regelung würde bedeuten, dass 

Träger von September bis März die Personalkosten vorfinanzieren müssten, 

was für kleine Träger schwer leistbar ist. 

Wir regen deshalb an, die Auszahlung so zu gestalten, dass ein angemesse-

ner Teil der Mittel bereits zum Projektbeginn bzw. zeitnah nach Beginn des 

Kita-Jahres zur Verfügung steht oder alternativ in mehreren Tranchen fließt, 

um Liquiditätsengpässe bei den Trägern zu vermeiden. 

Zu 10.3.1. Verwendungsnachweisverfahren – Sachbericht  

➢ Arbeitsstunden pro begleiteter Kindertageseinrichtung 
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Der vorzulegende Sachbericht soll laut VwV die Arbeitsstunden pro beglei-

teter Kindertageseinrichtung enthalten. 

Diese Vorgabe ist zum einen nicht nachvollziehbar, zum anderen nicht sach-

gemäß. Da laut VwV – zu Recht - keine Mindeststundenzahl festgelegt ist, 

stellt sich die Frage, wozu diese Zahl erhoben werden soll. Vor allem aber 

würde diese Form der Erfassung bedeuten, dass ein erheblicher Teil der Tä-

tigkeiten, die gemäß der Aufgabenbeschreibung des Fachdienstes zu leisten 

sind, keine Berücksichtigung fänden (z.B. Unterstützung von Qualitätsent-

wicklungsprozessen, Einrichtung und Pflege von Netzwerken oder Mitwir-

kung in Evaluation und Qualitätssicherung). 

Wir schlagen deshalb – und auch mit Blick auf den erforderlichen bürokrati-

schen Mehraufwand – vor, diese Passage zu streichen.  

➢ Teilnahme an freiwilligen Unterstützungsleistungen des Landes  

Der Sachbericht sieht weiter eine Bestätigung über die Teilnahme an freiwil-

ligen Unterstützungsangeboten des Landes (Fortbildungs-, Austausch- und 

Vernetzungsangebote sowie Coaching) vor.  

Vor dem Hintergrund, dass auch Kita-Fachverbände solche Angebote zur 

Verfügung stellen und diese auch in Anspruch genommen werden, schla-

gen wir eine Ergänzung vor, die diese Angebote der freien Träger berück-

sichtigt; diese lautet „eine Bestätigung über die Teilnahme an freiwilligen 

Unterstützungsangeboten des Landes oder eines Fachverbandes (Fortbil-

dungs-, Austausch- und Vernetzungsangebote sowie Coaching)“.  

Soweit unsere Anregungen zur konkreten Verwaltungsvorschrift.  

Ergänzend möchten wir zwei Themen aufgreifen, die in den Diskussionen 

zur Ausgestaltung des Fachdienstes Sprache breiten Raum eingenommen 

haben, im Entwurf der VwV aber keinen Widerhall finden.  

Unversorgte Träger - Einrichtung eines Freien Fachdienst Sprache  

Die VwV lässt die Frage offen, wie – insbesondere kleineren – Trägern und 

Einrichtungen die Möglichkeit erschlossen wird, einen Fachdienst Sprache 

in Anspruch nehmen zu können.  

Wir erinnern hierzu an die zahlreichen Diskussionen (in der AG 

Frühkindliche Bildung) und die Intention des Kultusministeriums, hierfür 

eine Lösung vorzusehen. Deshalb möchten wir auf die Präsentation des 

Ministeriums SprachFit – Säule 3 Sachstand und Austausch zum Fachdienst 

Sprache vom 05.02.2025 verweisen, mit der das Ministerium seine 

Vorstellungen eines Freien Fachdienst Sprache aufzeigte.  So sollte der Freie 

Fachdienst Sprache über eine zentrale Stelle koordiniert werden und von 

Trägern für Kindertageseinrichtungen bedarfsorientiert angefordert werden 

können. Zudem sollte eine koordinierende Stelle das entsprechende 

Ausschreibungs- und Vertragsverfahren gestalten sowie den Einsatz der 

freiberuflichen Fachberatungen, deren Vernetzung und Prozessbegleitung 

koordinieren und finanztechnisch verwalten. 
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Von alldem ist im Entwurf der VwV nicht mehr die Rede. Sollte der Freie 

Fachdienst Sprache nicht über eine VwV geregelt werden können (wenn 

nein, warum nicht?), bleibt das Problem dennoch bestehen.  

Wir appellieren deshalb an das Kultusministerium, entsprechende 

Regelungen für einen Freien Fachdienst Sprache auf den Weg zu bringen, 

entweder im Rahmen der VwV oder gesondert. Denn es muss gewährleistet 

sein, dass auch kleine Einrichtungen/ Träger, die sonst unversorgt blieben, 

einen Fachdienst Sprache in Anspruch nehmen können. 

Eigenanteil der Träger 

In den bisherigen Diskussionen war es ein offenes Geheimnis, dass die Zu-

schüsse des Landes an die Träger des Fachdienstes Sprache nicht ausrei-

chen werden, die Arbeitgeberbruttokosten zu refinanzieren. Mit anderen 

Worten: Es ist davon auszugehen, dass die Träger einen Eigenanteil werden 

leisten müssen.  

Diese Eigenanteile sind nun nicht Gegenstand der VwV. Damit bleibt auch 

ungeregelt, wie Träger damit umgehen dürfen. Es bleibt z.B. offen, ob es 

möglich ist, dieses jeweilige Delta durch Umlagen, Entgelte oder Gebühren 

zu refinanzieren. Die VwV schließt dies jedenfalls nicht aus.  

Wünschenswert wäre es, hierzu auch über die VwV Transparenz und Hand-

lungssicherheit für alle Beteiligten herzustellen.  

Zur Diskussion dieser Fragen sowie der von uns angeregten Ergänzungen 

stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Abschließend möchten wir folgendes Fazit ziehen: Mit dem Fachdienst 

Sprache wird anerkannt, dass für eine qualitativ hochwertige Beratung und 

Prozessbegleitung von Kindertageseinrichtungen nicht nur die reine Leis-

tungserbringung finanziert werden muss, sondern auch die Vorhaltung der 

dafür notwendigen Strukturen erforderlich ist. Deshalb begrüßt die Liga der 

Freien Wohlfahrtspflege diese Entscheidung der Landesregierung und will 

mit ihrer Expertise zum Gelingen beitragen.  

Dazu gehört aber auch, dass sich die freien Träger (Wohlfahrtsverbände und 

Fachverbände) diskriminierungsfrei und gesetzeskonform einbringen kön-

nen. Der in der VwV geplante Vorrang der öffentlichen Träger widerspricht 

klar dem SGB VIII und muss deshalb – so unsere Forderung – zurückgenom-

men werden.  

Mit freundlichen Grüßen 

     

 

Beatrix Vogt-Wuchter                           Michael Spielmann 

Vorstandsvorsitzende               Liga-Ausschuss Kinder, Jugend Familie 

                                                                              


